
Merkblatt für beschuldigte Personen im Strafverfahren

Gegen Sie wurde ein Strafverfahren eingeleitet. 

Folgende Punkte sind zu beachten:

Erste Einvernahme:

•  Die ersten Schritte in einem Strafverfahren sind besonders wichtig, insbesondere die erste Einvernahme 

durch die Polizei oder Staatsanwaltschaft.

•  Vor einer Einvernahme durch die Polizei oder Staatsanwaltschaft sollten Sie sich unbedingt von einer 

Anwältin / einem Anwalt beraten lassen. Vor einer Beratung sollten Sie die Aussagen verweigern.

•  Anlässlich der ersten Einvernahme kann es zur Sicherstellung des Mobiltelefons kommen. Sie sind nicht 

verpflichtet, den Zugangscode bekannt zu geben. Im Zweifelsfall lassen Sie Ihr Mobiltelefon zudem  

versiegeln. Die Siegelung ist eine Sofortmassnahme, mit welcher die Inhaberin / der Inhaber die Kennt-

nisnahme und Verwendung von Aufzeichnungen einstweilen verhindern kann.

Zwangsmassnahmen:

•  Die Staatanwaltschaft kann selbständig Zwangsmassnahmen verfügen (z. B. Hausdurchsuchung,  

erkennungsdienstliche Erfassung, invasive Probenahmen, DNA-Analyse, Kontosperre, etc.). 

•  Schwerwiegendere Zwangsmassnahmen muss die Staatsanwaltschaft beim Zwangsmassnahmengericht 

beantragen (z. B. Untersuchungshaft, verdeckte Ermittlung, Telefonüberwachung, Observation).

•  Durch die Staatsanwaltschaft verfügte Zwangsmassnahmen bzw. Entscheide des Zwangsmassnahmen-

gerichts können mit Beschwerde beim Obergericht / Kantonsgericht angefochten werden. 

Strafuntersuchung:

•  Die Staatsanwaltschaft leitet die Untersuchung. Sie kann Aufträge an die Polizei delegieren.

•  Während der Untersuchung haben Sie und Ihre Anwältin / Ihr Anwalt jederzeit die Möglichkeit,  

an den Beweiserhebungen (z. B. Einvernahmen, Tatortbesichtigung) teilzunehmen. 

•  Sie bzw. Ihre Anwältin / Ihr Anwalt können während der Untersuchung Beweisanträge stellen  

(z. B. Zeugen befragen lassen, Dokumente zu den Akten reichen).

•  Nach Abschluss der Untersuchung kann die Staatsanwaltschaft das Verfahren einstellen, einen  

Strafbefehl erlassen (schriftlicher Urteilsvorschlag für Strafen bis zu 6 Monaten Gefängnis  

oder 180 Tagessätzen Geldstrafe bzw. Bussen) oder Anklage beim zuständigen Gericht erheben.

Hauptverfahren / Hauptverhandlung:

•  Nach der Anklageerhebung durch die Staatsanwaltschaft ist das Gericht für das Verfahren zuständig.

•  Es wird ein Termin für die Hauptverhandlung angesetzt. Anlässlich der Hauptverhandlung wird über  

die Anklage entschieden.

•  Gegen das Urteil des Gerichts können alle Parteien innerhalb von 10 Tagen Berufung anmelden.
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